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 STADT WOLGAST 
6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 8 „Gewerbegebiet am Poppelberg“ 

 
STELLUNGNAHMEN DER VON DER PLANUNG BERÜHRTEN BEHÖRDEN,  

DER SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
nach § 4 Abs. 2 BauGB  

 
STELLUNGNAHMEN DER ÖFFENTLICHKEIT 

nach § 3 Abs. 2 BauGB 
 

ABSTIMMUNG MIT DEN NACHBARGEMEINDEN 
nach § 2 Abs. 2 BauGB 

 
BESCHLUSSVORSCHLAG ÜBER DIE ABWÄGUNG 

nach § 1 Abs. 7 BauGB 
 
 

Beratungsstand: 
Stadtvertretung vom ………………. 

 
 
 

Aufgestellt: 
Lubmin/ Neubrandenburg, den 11.05.2023 
 

Stadt Wolgast     

Amt Am Peenestrom Burgstraße 6 17438 Wolgast Tel.: 03836 251189 Fax: 03836 2514189 anne.lafin@wol-
gast.de 

In Zusammenarbeit 
mit 

     

Planungsbüro Traut-
mann 

Walwanusstraße 26 17033 Neubranden-
burg 

Tel.: 0395-5824051 Fax.: 0395-36945948 info@planungsbuero-
trautmann.de 
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Folgende von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange waren nach § 4 Abs. 2 BauGB zur Abgabe einer 
Stellungnahme aufgefordert: 
 

 
I. 

 
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 

 
Schreiben vom 

Eine Stellungnahme 
liegt nach Ablauf der 
gesetzlichen Frist nicht 
vor 

1. Bergamt Stralsund 10.10.2022  

2. Hauptzollamt Stralsund 10.10.2022  

3. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern 04.10.2022  

4. Landesamt für innere Verwaltung M-V 12.09.2022  

5. Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie M-V 05.10.2022 keine Stellungnahme 

6. Landkreis Vorpommern-Greifswald 04.10.2022 
15.11.2022 

 

7. Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung – Festland Wolgast 12.10.2022  

8. Landesforst Mecklenburg-Vorpommern 06.10.2022 (Eingang 
20.02.2023) 

 

 Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern 05.12.2022  

 

Nachbargemeinden: 

1. Gemeinde Rubenow 27.09.2022 keine Einwände 

2. Gemeinde Mölschow   

3. Gemeinde Krummin   

4. Gemeinde Sauzin   

5. Gemeinde Zemitz   

6. Gemeinde Rubkow   

7. Gemeinde Karlsburg   

8. Gemeinde Katzow 05.10.2022 keine Einwände 

9. Gemeinde Kröslin 27.09.2022 keine Einwände 

 

Während der öffentlichen Auslegung vom 26.09.2022 bis zum 28.10.2022 ist keine Stellungnahmen eingegangen. 

1.   

2.   

3.   
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Beschlussvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise des Bergamtes Stralsund werden im 
Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum Beschlussvorschlag: 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass die gemeindliche Pla-
nung die keine bergbaulichen Belange aber Belange nach Energie-
wirtschaftsgesetz berührt. 
 



 

11.05.2023    4 

 

Beschlussvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise des Hauptzollamtes Stralsund werden 
im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kenntnis genommen und 
in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum Beschlussvorschlag: 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass aus zollrechtlicher und 
fiskalischer Sicht keine Einwendungen gegen die gemeindliche 
Planung bestehen. 
 
Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch den Vorhabenträger und seine Beauftragten zu be-
achten und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
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Beschlussvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und Hinweise des Staatlichen Amtes für Landwirt-
schaft und Umwelt Vorpommern werden im Rahmen der Bebau-
ungsplanung zur Kenntnis genommen und in die Abwägung einge-
stellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum Beschlussvorschlag: 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass die Belange der Abtei-
lung Naturschutz, Wasser und Boden des Amtes durch die ge-
meindliche Planung nicht berührt werden. 
 
 
Die fachtechnischen Hinweise zum Immissionsschutz werden zur 
Kenntnis genommen und in die Abwägung eingestellt. 
 
 



 

11.05.2023    7 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass die Belange des Ab-
fallrechts, die das Amt zu vertreten hat, durch die gemeindliche Pla-
nung nicht berührt werden. 
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Beschlussvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, die 
Ausführungen und Hinweise des Landesamtes für innere Verwal-
tung Mecklenburg-Vorpommern werden im Rahmen der Bebau-
ungsplanung zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum Beschlussvorschlag: 
Die Stadt Wolgast nimmt die Feststellung des Landesamtes für in-
nere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, dass sich im Gel-
tungsbereich der Planung keine gesetzlich geschützten Festpunkte 
der amtlichen geodätischen Grundlagennetze des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern befinden, zur Kenntnis.  
Der Landkreis Vorpommern-Greifswald war am Verfahren beteiligt. 
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Beschlussvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffene Feststellung, Aus-
führungen und der Hinweis des Landkreises Vorpommern-
Greifswald werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kennt-
nis genommen und im erforderlichen Umfang in die Planung einge-
stellt. 
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Begründung zum Beschlussvorschlag: 
Die Stadt Wolgast nimmt die Hinweise, Anregungen und Beden-
ken des Landkreises Vorpommern-Greifswald, Amt für Bau, Na-
tur- und Denkmalschutz, SG Bauleitplanung/Denkmalschutz, SB 
Bauleitplanung zur Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2. Die Überschrift wird wie folgt geändert: 6. Änderung des Be-
bauungsplans Nr. 8 „Gewerbegebiet am Poppelberg“ der Stadt 
Wolgast 
Da es sich um einen Änderungsbebauungsplan handelt, ist der 
zweite Halbsatz und die Tabelle erforderlich. 
Zu 3. Dies wird gelöst, indem die Hinweise zur Umgebung aus dem 
wirksamen Bebauungsplan entfernt werden. 
 
Zu 4. Dem wird gefolgt. 
 
Zu 5. Dem wird gefolgt. 
 
Zu 6. Die Erschließung ist über die Krösliner Straße gesichert. Sie 
ist im wirksamen Bebauungsplan festgesetzt. 
 
Zu 7. In der Tabelle ist klargestellt, dass die textliche Festsetzung 
1.6 des wirksamen Bebauungsplans gestrichen wird. Das impli-
ziert, dass die anderen Festsetzungen unverändert bestehen blei-
ben. Sie werden ebenfalls aufgeführt. Außerdem ändern sich durch 
die Forderungen der uNB Anpflanzfestsetzungen und kommen 
CEF-Maßnahmen hinzu. 
Zu 8. Beim Änderungsbebauungsplan ist der wirksame Plan der 
Übersichtsplan. 
Zu 9. Die Planungsanzeige erfolgte mit Schreiben vom 25.07.2022. 
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Zu 10. Hierzu ist ein städtebaulicher Vertrag mit dem Vorhabenträ-
ger vor Satzungsbeschluss abzuschließen. 
 
 
 
 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass im Plangeltungsbe-
reich keine Bodendenkmale bekannt sind. 
Der Hinweis zu möglichen Funden aus dem wirksamen Bebau-
ungsplan wird entsprechend geändert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege war am Verfahren 
beteiligt. Eine Stellungnahme liegt nicht vor.  
 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass die gemeindliche Pla-
nung die Belange der Baudenkmalpflege nicht berührt. 
 
 
 
 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Amtes für 
Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung keine Einwände gegen die 
gemeindliche Planung bestehen. 
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Die Stadt Wolgast nimmt die fachtechnischen Hinweise des Stra-
ßenverkehrsamtes zur Kenntnis. 
Der Bebauungsplan setzt keine neuen Verkehrsflächen fest. 
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Die fachtechnischen Hinweise sind bei der Realisierung von Maß-
nahmen durch die Vorhabenträger und deren Beauftragte zu be-
achten und werden als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Bebauungsplangebiet ist bereits erschlossen. 
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Der Feuerwehrplan wird durch den Vorhabenträger erstellt. 
 
Die Zugänglichkeit für die Feierwehr wird gewährleistet. 
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Da die Grundsicherung der Stadt Wolgast nicht die Flächen am 
Ostrand erreicht, sind hier Löschwasserentnahmemöglichkeiten zu 
schaffen. Entsprechende Regelungen werden Bestandteil des 
städtebaulichen Vertrages. 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass seitens des Katastro-
phenschutzes derzeit keine Risiken oder gefahren bekannt sind. 
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Die Stadt Wolgast nimmt die Forderungen der unteren Natur-
schutzbehörde zur Kenntnis. 
 
Die im wirksamen Bebauungsplan festgesetzten Anpflanzflächen 
wurden zwischenzeitlich von der Forstbehörde als Wald festge-
stellt. Die Anpflanzfestsetzungen sind somit erfüllt. 
 
Die Kompensationsmaßnahme ist durch die von der Forstbehörde 
festgestellten 6.953 m² große neue Waldfläche erfüllt.  
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Die Stadt Wolgast nimmt die Ausführungen der uNB zu den gesetz-
lichen Grundlagen und Handlungsrichtlinien zum Artenschutz zur 
Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Forderung nach einem AFB wird zur Kenntnis genommen. 
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Es wird zur Kenntnis genommen, dass eine Gehölzvermessung er-
wartet wird. 
 
 
 
Bäume ab einem Stammumfang von 50 cm werden ersetzt. 
 
 
 
 
 
 
Das gesetzlich geschützte Biotop befindet sich innerhalb der von 
der Forstbehörde festgestellten Waldfläche. 
 
Die Gemeinde nimmt die Ausführungen der uNB zu den gesetzli-
chen Grundlagen und Handlungsrichtlinien zum Biotopschutz zur 
Kenntnis. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die geforderten 20m um das Gehölz innerhalb der Waldfläche sind 
geringer als der gesetzliche Waldabstand von 30 m. 
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Beschlussvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, 
Ausführungen und Hinweise des Zweckverbandes Wasser/Ab-
wasser Boddenküste werden im Rahmen der Bebauungsplanung 
zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum Beschlussvorschlag: 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass sich der Zweckver-
band auf eine alte Stellungnahme bezieht.  
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Beschlussvorschlag: 
Die im Rahmen der TöB-Beteiligung getroffenen Feststellungen, 
Ausführungen und Hinweise der Landesforst Mecklenburg-Vor-
pommern werden im Rahmen der Bebauungsplanung zur Kennt-
nis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung zum Beschlussvorschlag: 
Die Stadt Wolgast nimmt zur Kenntnis, dass die Landesforst Meck-
lenburg-Vorpommern das Einvernehmen versagt.  
In die Abwägung sollen die erneuerbaren Energien als vorrangiger 
Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen 
eingebracht werden (§ 2 EEG). Die Definition der erneuerbaren 
Energien als im überragenden Interesse und der öffentlichen Si-
cherheit dienend nach dem Willen des Bundesgesetzgebers muss 
im Fall einer Abwägung dazu führen, dass das besonders hohe Ge-
wicht der erneuerbaren Energien berücksichtigt werden muss. Da-
mit sollen im Rahmen der Abwägungsentscheidung andere Be-
lange wie das Forstrecht nur in Ausnahmefällen die erneuerbaren 
Energien überwinden. 
Die Stadt Wolgast stellt die neu festgestellten Waldfläche (6.953 
m²) und die daraus resultierenden Waldabstandsflächen (15.069 
m²) in die weitere Planung ein. Dadurch reduziert sich die Bauflä-
che auf 26.484 m². 



 

11.05.2023    22 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der fachtechnische Hinweis zum Zaun ist bei der Realisierung von 
Maßnahmen durch den Vorhabeträger und deren Beauftragte zu 
beachten und wird als Hinweis in die Begründung eingestellt. 
 
 
 
Im vereinfachten Verfahren wird kein Umweltbericht erstellt. Die im 
wirksamen Bebauungsplan festgesetzten Kompensationsmaßnah-
men für die Geltungsbereich der 6. Änderung sind durch den von 
der Forstbehörde festgestellten Wald erfüllt. 
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Es handelt sich hier nicht um Gehölze in der Landschaft, sondern 
um Gehölze im Geltungsbereich eines wirksamen Bebauungs-
plans. 
 
 
 
 
 
Durch den festgestellten Wald und den Waldabstand ändert sich 
die Planung wesentlich, so dass eine erneute Beteiligung durch zu-
führen ist. 
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